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UWG § 3

Finanz- und Vermögensberater

Es ist grundsätzlich irreführend, wenn in einer Immobilien- 
anzeige nicht zum Ausdruck kommt, daß bei Vertragsschluß 
eine (Makler-)Provision zu zahlen ist. Die Irreführung wird 
nicht schon dadurch ausgeschlossen, daß der Inserent in der 
Anzeige als "Finanz- und Vermögensberater" bezeichnet ist; 
denn eine solche Bezeichnung deutet nicht ohne weiteres dar­
auf hin, daß auch der angesprochene Erwerber dem - nach dem 
Berufsbild eines "Beraters" mutmaßlich im Auftrag eines 
Dritten handelnden - Inserenten eine Vergütung zu zahlen ha­
ben wird.

BGH, Urt. v. 13. Dezember 1990 - I ZR 31/89 - Kammergericht
LG Berlin
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I ZR 31/89 URTEIL Verkündet am:
13. Dezember 1990 
Kalus
Justizangestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

Finanz- und Vermögensberater Wolfgang 
~ -Straße

Beklagter und Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

Vereinigung zum Schutze des Wettbewerbs e.V., vertreten 
durch den Vorstand Burghard FBB/ UHHIHkstraße

Kläger und Revisionsbeklagter,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte und

WV



Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 13. Dezember 1990 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Piper und die Richter Dr. Teplitzky, 
Dr. Erdmann, Dr. v. Ungern-Sternberg und Dr. Ullmann

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 25. Zivilsenats 
des Kammergerichts vom 19. Dezember 1988 wird auf 
Kosten des Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
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H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Tatbestand

Der Kläger ist ein eingetragener Verein, zu dessen sat- 
zungsgemäßen Aufgaben die Wahrung der gewerblichen Interes­
sen seiner Mitglieder durch die Bekämpfung unlauteren Wett­
bewerbs gehört.

Der Beklagte, der sich als Finanz- und Vermögensberater 
betätigt, warb in der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 
21. August 1987 mit nachfolgender Anzeige:

Interessenten, die sich auf das Inserat meldeten, teilte 
der Beklagte mit, daß im Falle des Erwerbs eine Courtage in 
Höhe von drei vom Hundert des Kaufpreises zu zahlen sei.

Der Kläger hat diese Anzeige beanstandet, weil aus ihr 
nicht ersichtlich sei, daß es sich um die Werbung eines Im­
mobilienvermittlers handele, und daher der Umstand, daß im 
Falle eines Kaufes Provision zu entrichten sei, verschwiegen

S e h r schön«« 
1-FAM.-HAUS

Neubau, Nähe in Und-
schafU. reizvoller Lac«, hochwerti­
ge Ausstattung, ruhige Wohnlage. 
Erstbezug. Individuelle Gestaltung 
möglich, für Familien oder als Al­
terssitz bestens geeignet, Wfl. bis 
150 m*, Grundst 640 m*. Kaufpreis 
ab 248000,- OM. Informationen»

werde



Er hat beantragt,

dem Beklagten unter Androhung der im Gesetz vorge­
sehenen Ordnungsmittel zu untersagen,

im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbe­
werbs Immobilien anzubieten, ohne darauf hinzu­
weisen, daß vom Erwerber eine Provision zu zah­
len ist, insbesondere zu werben:

"... l-FAM.-HAUS ... ab 248.000,- DM ...
Wolfgang
Finanz- und Vermögensberatung
Tel

Der Beklagte ist dem mit der Behauptung entgegengetre­
ten, er sei nicht Immobilienmakler, sondern Finanz- und Ver­
mögensberater, was aus dem Inserat deutlich hervorgehe und 
was dazu führe, daß dem Verkehr erst recht geläufig sei, daß 
der Erwerber des Objektes eine Provision zu entrichten haben 
werde.

Das Landgericht hat den Beklagten antragsgemäß verur­
teilt.

Im Berufungsverfahren hat der Beklagte die Klagebefugnis 
des Klägers im Sinne des § 13 Abs. 2 Nr. 2 UWG in Frage ge­
stellt. Er hat eine Reihe von Umständen vorgetragen, aus de­
nen sich nach seiner Auffassung ergeben soll, daß die Be­
kämpfung von Wettbewerbsverstoßen dem Kläger nur als Mittel 
zur Verfolgung satzungsfremder Ziele diene. Dem ist der Klä­
ger mit eingehendem Tatsachenvortrag entgegengetreten.
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Die Berufung ist erfolglos geblieben. Hiergegen wendet 
sich der Beklagte mit seiner - zugelassenen - Revision, mit 
der er seinen Klageabweisungsantrag weiterverfolgt. Der Klä 
ger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidunasaründe:

I. 1. Das Berufungsgericht hat die Prozeßführungsbefug­
nis des Klägers im Sinne des § 13 Abs. 2 Nr. 2 UWG mit ein­
gehenden Ausführungen bejaht. Diese Ausführungen waren be­
reits - nach Beiziehung der vorliegenden Akten zum Verfahren 
I ZR 56/89 - Gegenstand der Prüfung durch den erkennenden 
Senat, der sie mit Urteil vom 5. Oktober 1989 (I ZR 56/89, 
GRUR 1990, 282 = WRP 1990, 255 - Wettbewerbsverein IV) ge­
billigt hat. Insoweit kann auf dieses Urteil verwiesen wer­
den.

2. Die Revision beruft sich demgegenüber darauf, daß im 
vorgenannten Senatsurteil auch ausgeführt ist, die Prozeß­
führungsbefugnis des Klägers könne anders zu beurteilen 
sein, sofern der Kläger gewisse, im Urteil näher bezeichnete 
Verhaltensweisen auch nach nunmehr erfolgten Hinweisen der 
Gerichte auf die rechtliche Bedenklichkeit dieser Verhal­
tensweisen beibehalte. Die Revision macht geltend, daß es im 
Hinblick hierauf Sache des Klägers gewesen sei, die Änderung 
dieser Verhaltensweisen ausdrücklich vorzutragen und nachzu­
weisen .

3. Dem kann unter den vorliegend gegebenen Verhältnissen 
nicht beigetreten werden. Für den Kläger ist seiner Struktur 
und Zielsetzung nach die Erhaltung seiner Prozeßführungsbe-
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fugnis eine Existenzfrage. Demgemäß hat er, wie in dem der 
Entscheidung Wettbewerbsverein IV (aaO) zugrundeliegenden 
Berufungsurteil festgestellt worden war, bereits früher auf 
gerichtliche Bedenken hin - seinerzeit hinsichtlich der ur­
sprünglichen Höhe seiner Abmahnpauschalen - unverzüglich mit 
entsprechenden Verhaltensänderungen reagiert. Daß er im vor­
liegenden Verfahren anders reagiert und trotz der aufgezeig­
ten Gefahren für seine Existenz den deutlichen Hinweisen so­
wohl des Berufungsgerichts im vorliegenden Verfahren als 
auch des Senats im Urteil Wettbewerbsverein IV (aaO) nicht 
Rechnung getragen hat, kann nicht ohne weiteres vorausge­
setzt werden. Anhaltspunkte dafür sind nicht hervorgetreten. 
Auch die Revision hat keine konkreten Umstände aufzuzeigen 
vermocht, die geeignet wären, die Prozeßführungsbefugnis des 
Klägers in Frage zu stellen. Sie wiederholt vielmehr im we­
sentlichen nur - in allgemeiner Form - die Beanstandungen, 
mit denen der Senat sich in seiner Entscheidung vom 5. Okto­
ber 1989 bereits eingehend auseinandergesetzt hat. Da der 
Beklagte - wie sein eingehender und detaillierter Sachvor- 
trag über Interna des Klägers und dessen früheres Verhalten 
zeigt - ersichtlich über weitreichende Informationsquellen 
hinsichtlich des Verhaltens des Klägers verfügt, spricht der 
Umstand, daß er konkrete Beispiele einer Fortsetzung des vor 
einem Jahr beanstandeten Verhaltens des Klägers im Revi­
sionsverfahren ersichtlich nicht benennen konnte, indiziell 
ebenfalls für die Begründetheit der Annahme, daß der Kläger 
zur Zeit Anlaß zu weiteren Beanstandungen nicht gibt. Der 
Senat sieht daher jedenfalls im gegenwärtigen Zeitpunkt kei­
ne Notwendigkeit, in eine Beweisaufnahme einzutreten, um von 
Amts wegen lediglich gemutmaßten Zweifeln nachzugehen.
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II. 1. In der Sache hat das Berufungsgericht - wie be­
reits das Landgericht - dem Unterlassungsbegehren des Klä­
gers gemäß § 3 UWG entsprochen. Es hat dazu ausgeführt, daß 
es bei der Werbung für Immobilien bereits aus der Anzeige 
ersichtlich sein müsse, wenn der Interessent außer dem ange­
gebenen Kaufpreis eine Provision bezahlen müsse. In Anbe­
tracht der Höhe der Provisionsansprüche und der absoluten 
Summen, um die es dabei gehe, werde eine Vielzahl von Inter­
essenten auf eine Werbung für - erkennbar - provisions­
pflichtige Angebote überhaupt nicht reagieren. Der unzutref­
fende Eindruck, es handele sich um ein nicht provisions­
pflichtiges Geschäft, führe daher in relevanter Weise in die 
Irre.

Die konkreten Umstände schlössen im vorliegenden Fall 
die Irreführung nicht aus. Zwar müßten nach der Rechtspre­
chung der Berliner Wettbewerbsgerichte Makler dann nicht auf 
die Provisionspflicht hinweisen, wenn sie ihren Beruf in der 
Werbung eindeutig kenntlich machten; denn der Verkehr wisse 
in der Regel, daß jedenfalls in Berlin Immobilienmakler bei­
nahe ausnahmslos Courtagen von den Käufern verlangten. Vor­
liegend handele es sich aber nicht tun eine erkennbare Mak­
leranzeige, sondern tun die Werbung eines Inserenten, der 
sich als "Finanz- und Vermögensberater" bezeichne. Eine sol­
che Werbung lege es nicht nahe, daß für die angebotene Lei­
stung auch der Käufer ein Entgelt zu entrichten habe. Sie 
rufe vielmehr bei weiten Teilen des Verkehrs den Eindruck 
hervor, eine Vergütung sei seitens des Erwerbers nicht zu 
bezahlen, weil der Inserent erkennbar als Beauftragter eines 
Dritten tätig werde, der ihn dafür auch honoriere.



8

2. Diese Beurteilung hält der revisionsrechtlichen Nach­
prüfung stand.

Das Berufungsgericht hat rechtsfehlerfrei angenommen, 
daß es irreführend ist, wenn in einer Immobilienanzeige die 
Tatsache nicht zum Ausdruck kommt, daß bei Vertragsschluß 
eine (Makler-)Provision zu zahlen ist (vgl. BGH, Urt. v. 
16.11.1989 - I ZR 107/87, GRUR 1990, 377 - RDM). Auch seine 
weitere - tatrichterliche - Würdigung, daß die vorliegende 
Anzeige diese Tatsache nicht hinreichend zum Ausdruck brin­
ge, ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden.

Der Bundesgerichtshof hat im vorgenannten Urteil (aaO
- RDM) bereits entschieden, daß es für die Erkennbarkeit der 
Provisionspflicht nicht ausreichen kann, wenn der angespro­
chene Verkehr den gewerblichen Charakter des Anbieters einer 
Immobilie aus der Anzeige erkennen kann; denn auch gewerbli­
che Anbieter seien nicht ohne weiteres Makler, sondern könn­
ten Immobilien - etwa aus dem eigenen Bestand - auch makler­
frei anbieten. Der vorliegende Fall liegt zwar insoweit an­
ders , als bei einem Finanz- und Vermögensberater der Verkauf 
eines Grundstücks aus eigenem Bestand eher fernliegt. Er ist 
dem vorentschiedenen Fall (aaO - RDM) jedoch insofern ver­
gleichbar, als bei einem Finanz- und Vermögensberater nach 
seinem allgemeinen Berufsbild die Annahme naheliegt, daß er
- in seiner Eigenschaft als Berater eines bestimmten Auf­
traggebers - ein Grundstück aus dessen Bestand anbietet und 
von diesem dafür - entweder im Rahmen seiner Gesamttätigkeit 
oder für den konkreten einzelnen Tätigkeitsfall - auch hono­
riert wird. Die Feststellung des Berufungsgerichts, ein sol­
cher Eindruck werde zumindest bei dem für die Anwendung des



§ 3 UWG ausreichenden nicht ganz unerheblichen Teil des Ver­
kehrs entstehen, widerspricht daher nicht der allgemeinen 
Lebenserfahrung und ist somit revisionsrechtlich nicht zu 
beanstanden.

III. Die Revision des Beklagten bleibt daher ohne Er­
folg. Sie ist mit der Kostenfolge aus § 97 Abs. 1 ZPO zu­
rückzuweisen.

Piper Teplitzky Erdmann

v. Ungern-Sternberg Ullmann
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